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Die Eidgenössischen räte haben kurz vor weihnachten 2011 das neue rechnungslegungsgesetz (rlG) verabschiedet. Die Aus-
führungsgesetzgebung durch das EjPD in Form von Verordnungen liegt derzeit noch nicht vor. mit der Einführung wird aus heutiger
Sicht ab dem 1. januar 2013 gerechnet; der Bundesrat wird den genauen Termin noch festlegen. nach Inkraftsetzung müssen die
Bestimmungen innerhalb von zwei jahren umgesetzt werden (erste Anwendung somit frühestens für das Geschäftsjahr 2015).
Das neue Gesetz als «grossen wurf» zu bezeichnen wäre wohl übertrieben. So bleibt für die rechnungslegung nach wie vor die
möglichkeit zur Bildung und Auflösung von stillen reserven bestehen. Die Handelsbilanz (Einzelabschluss nach or) bleibt auch
weiterhin massgebend für die Gewinnbesteuerung. Und dennoch enthält das neue rlG einige interessante Punkte, auf die wir Sie
nachfolgend gerne hinweisen. Im wesentlichen sind dies die folgenden:

das rlG ist rechtsformneutral; die Bestimmungen richten
sich nach der wirtschaftlichen Bedeutung eines Unterneh-
mens (Kleinstunternehmen/KmU/grössere Unternehmen);
für Kleinstunternehmen (jahresumsatz < cHF 500’000) gel-
ten nur noch minimalvorschriften für die Buchführung;
für grössere Unternehmen (welche der ordentlichen revision
unterstellt sind) gelten neu zusätzliche Berichterstattungs-
pflichten (lagebericht, Geldflussrechnung, erweiterte Anga-
ben im Anhang).

D A S n E U E r E c H n U n G S l E G U n G S G E S E T Z

die Schwellenwerte für die Erstellung einer Konzernrechnung
wurden angehoben und stimmen nun mit denjenigen für die
ordentliche revision überein («20/40/250»);
in bestimmten Fällen ist ein (Konzern-)Abschluss nach einem
«anerkannten Standard» (z.B. Swiss GAAP FEr, IFrS, US
GAAP) zu erstellen.

Zur Bestimmung der wirtschaftlichen Bedeutung unterscheidet
das rlG drei Gruppen:



kle i nstunternehmen
Darunter fallen Einzelunternehmen und Personengesellschaften
mit einem jahresumsatz von weniger als cHF 500’000 sowie
Vereine und Stiftungen, die nicht verpflichtet sind, sich ins Han-
delsregister eintragen zu lassen.
Sie können ihre Buchführung auf die Aufzeichnung von Einnah-
men und Ausgaben beschränken («milchbüechli-rechnung»)
und auf den Bilanzstichtag jeweils ein Inventar der Vermögens-
werte und Schulden erstellen. weiter dürfen sie auch auf die
zeitliche Abgrenzung von Aufwendungen und Erträgen verzich-
ten, wenn die nettoerlöse cHF 100’000 pro jahr nicht über-
steigen.
Die ist jedoch kein Freipass: Auch diese minimalen Aufzeichnun-
gen müssen sich sinngemäss an den Grundsätzen ordnungs-
mässiger Buchführung orientieren (vollständig, wahrheitsgetreu,
systematisch, klar, nachprüfbar etc.).

kle i n e und m it tlere unternehmen (kmu )
In diese Kategorie fallen juristische Personen, welche die
Schwellenwerte («20/40/250») für grössere Unternehmen
nicht überschreiten und die nicht zur Gruppe der Kleinstunter-
nehmen gehören, namentlich auch Vereine die ein kaufmänni-
sches Gewerbe betreiben oder revisionspflichtig sind sowie Stif-
tungen, welche nicht von der revisionspflicht befreit sind.

Das rlG enthält unter anderem folgende neuerungen:

a) allgemein
jahresrechnung besteht aus Bilanz, Erfolgsrechnung und
Anhang
für die Bewertung von Aktiven und Passiven gilt die Einzelbe-
wertung
die rechnungslegung kann in der für die Geschäftstätigkeit
wesentlichen währung erfolgen. Sofern dies nicht cHF sind,
müssen die werte in der jahresrechnung ebenfalls in cHF
angegeben werden unter offenlegung und gegebenenfalls
Erläuterung der Umrechnungskurse im Anhang
die jahresrechnung kann in einer der landessprachen oder
in Englisch erstellt werden

b) bilanz
die Gliederung der Aktiven richtet sich nach ihrem liquidi-
tätsgrad, diejenige der Passiven nach ihrer Fälligkeit in der
vom or vorgegebenen reihenfolge
Gründungs-, Kapitalerhöhungs- und organisationskosten
dürfen nicht mehr aktiviert werden
Aktiven mit einem beobachtbaren marktpreis (Börsenkurs)
dürfen zum marktwert bilanziert werden, auch wenn dieser
über dem Anschaffungspreis liegt. Zur Kompensation von
marktschwankungen kann eine Schwankungsreserve gebil-
det werden. Es wird unterstellt, dass die Schwankungsreserve
steuerlich akzeptiert wird (massgeblichkeitsprinzip). Sofern
von dieser option Gebrauch gemacht wird, müssen alle Posi-
tionen mit marktwerten entsprechend bewertet werden.

in den Passiven sind die verzinslichen Verbindlichkeiten im
kurz- und langfristigen Fremdkapital gesondert auszuweisen
Eigene Kapitalanteile sind im Eigenkapital als minusposten
einzugliedern

c) erfolgsrechnung
die Bestandesänderungen sind gesondert auszuweisen
(Gesamtkostenverfahren)

d) anhang
Angaben über die in der jahresrechnung angewandten
Grundsätze; soweit diese nicht vom Gesetz vorgeschrieben
sind
Angaben, Aufschlüsselungen und Erläuterungen zu (ausser-
ordentlichen, einmaligen oder periodenfremden) Positionen
der Bilanz und Erfolgsrechnung
Erklärung darüber, ob die Anzahl Vollzeitstellen im jahres-
durchschnitt nicht über 10, über 50 bzw. über 250 liegt
Angaben zu Unternehmen, an denen direkte oder wesentli-
che indirekte Beteiligungen bestehen
rechtliche oder tatsächliche Verpflichtungen, bei denen ein
mittelabfluss entweder als unwahrscheinlich erscheint oder
in der Höhe nicht verlässlich geschätzt werden kann (Eventu-
alverpflichtungen)
Anzahl und wert von Beteiligungsrechten oder optionen auf
solche rechte für alle leitungs- und Verwaltungsorgane
sowie mitarbeitenden

nicht mehr im Anhang aufzuführen sind:

Angaben zur risikobeurteilung
die Brandversicherungswerte der Sachanlagen

grössere unternehmen
Gemäss dem neuen Art. 961 or fallen Unternehmen in diese
Kategorie, wenn sie von Gesetzes wegen zu einer ordentlichen
revision verpflichtet sind. Für diese Gruppe gelten zusätzlich zu
den oben aufgeführten neuerungen für KmU noch erweiterte
Auflagen für den Geschäftsbericht:

a) anhang
Die langfristigen verzinslichen Verbindlichkeiten sind aufgeteilt
nach Fälligkeit von 1 – 5 jahren und > 5 jahre aufzuführen und
zu erläutern.
weiter muss das Honorar der revisionsstelle für revisions-
dienstleistungen und andere Dienstleistungen offengelegt wer-
den. Die ursprünglich vorgesehene offenlegung der Entschä-
digungen für Verwaltungs- und leitungsorgane wurde in den
parlamentarischen Beratungen gestrichen.

b) geldflussrechnung
Als zusätzliches Element der jahresrechnung ist eine Geldfluss-
rechnung zu erstellen (Fonds: Flüssige mittel). Die Geldfluss-
rechnung enthält auch die Vorjahreszahlen.



Patronale wohlfahrtsfonds stammen in vielen Fällen noch aus der Zeit vor der Einführung des
BVG-obligatoriums (1985). Es ist nicht unüblich, dass in solchen Stiftungen erhebliche freie mittel
(freies Stiftungskapital) vorhanden sind. Arbeitgeber möchten diese mittel vielfach als Beitrags-
reserven qualifizieren, insbesondere dann, wenn die Finanzierung über die Zeit ausschliesslich
durch die Stifterfirma erfolgt ist. mit der seit 1985 gültigen Fassung von Art. 331, Abs. 3 or
ergaben sich jedoch in vielen Fällen Probleme, wenn patronale Fonds freie Stiftungsmittel in ihrer
jahresrechnung zugunsten einer Arbeitgeberbeitragsreserve umbuchen wollten. Die Aufsichts-
behörden schritten ein und verfügten jeweils, vorgenommene Umbuchungen wieder zu stornieren.
Hintergrund sind die Teilliquidationsansprüche der Arbeitnehmenden, welche mit einer Umbu-
chung der freien mittel in die Beitragsreserven des Arbeitgebers regelmässig verloren gehen.
Das Bundesgericht hat nun im Fall eines patronalen wohlfahrtsfonds (ohne klagbare reglemen-
tarische leistungsversprechen) gegen eine solche Verfügung durch die Aufsichtsbehörde dem
Kläger recht gegeben. Es erkannte, dass die Umsetzung und Erreichung des Stiftungszwecks
(Finanzierung von Arbeitgeberbeiträgen sowie leistungen in notlagen) durch die Umbuchung
von freien mitteln in die Beitragsreserve nicht tangiert wird und daher zulässig sei, wenn es sich
um eine ausschliesslich patronal finanzierte Einrichtung handelt (BGE 9c_804/2010). jedoch:
In einem anderen Fall (BGE 9c_954/2010) hat das Bundesgericht die Zulässigkeit einer Umbu-
chung verneint. Ausschlaggebend war hier die Auslegung der Stiftungsurkunde.
Fazit: Stiftungsräte patronaler Fonds sollten buchhalterische Umqualifizierungen von freien mit-
teln in Arbeitgeberbeitragsreserven mit Umsicht und erst nach umfassender Abklärung (rück-
sprache mit revisionstelle und Aufsichtsbehörde) vornehmen.
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c) lagebericht
Der lagebericht enthält Angaben zum Geschäftsverlauf und der
wirtschaftlichen lage des Unternehmens. Er gibt Aufschluss
über

die Anzahl Vollzeitbeschäftigte
die Durchführung einer risikobeurteilung
die Bestellungs- und Auftragslage
die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit
aussergewöhnliche Ereignisse und
die Zukunftsaussichten

abschluss nach anerkanntem standard
Ein (Konzern-)Abschluss nach einem anerkannten Standard ist
nur für Unternehmen(sgruppen) zwingend, sofern es sich um
börsenkotierte Gesellschaften, Genossenschaften mit mindes-
tens 2’000 mitgliedern oder Stiftungen mit ordentlicher revision

handelt. Als anerkannte Standards kommen z.B. Swiss GAAP
FEr, IFrS oder US GAAP in Frage. Der Bundesrat wird die
Festlegung in den Verordnungen vornehmen.
Der Teufel steckt bekanntlich im Detail. Es empfiehlt sich also
bereits heute, den Handlungsbedarf zu ermitteln und wo erfor-
derlich die nötigen Informationsquellen und Instrumente zu
schaffen. Erfüllt mein Kontenplan die künftigen Anforderungen
noch? Sind die zusätzlichen Angaben für den Anhang verfüg-
bar? muss ich weiterhin eine Konzernrechnung erstellen? wie
sieht ein zweckmässiger lagebericht aus? Diese Fragen sollten
jetzt geklärt werden. wir unterstützen Sie gerne.
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Unser Treuhand-Aktuell ist eine Art «Hauszeitung», ein «Hausschreiben» der Gfeller + Partner AG, Treuhand-
gesellschaft. Es erscheint unregelmässig, aber immer dann, wenn ein Tipp oder eine Aktualität uns wichtig
genug erscheint, um unseren Kunden und Geschäftsfreunden dies zur Kenntnis zu bringen. Für individuelle
Beratungen im dargestellten Themenkreis stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Animieren Sie Ihre Geschäfts-
freunde, uns ihre Adressen mitzuteilen, damit sie unser Treuhand-Aktuell künftig direkt erhalten.
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Falls Sie zukünftig die elektronische Zustellung des Treuhand Aktuell bevorzugen, schicken Sie
uns ein mail an christina.kistler@gfeller-partner.ch oder rufen Sie uns an.

herbstan lässe 2012 :
4. september in bern/5. september in langenthal
Anfangs September finden wieder unsere traditionellen Herbstanlässe in Bern und langenthal statt. Dieses jahr
wird der Schwerpunkt auf dem neuen rechnungslegungsgesetz liegen, welches Ende 2011 von den eidgenössi-
schen räten verabschiedet wurde. Es gibt einige grundsätzliche Änderungen, welche wir Ihnen gerne vorstellen
möchten. Zusätzlich werden Ihnen unsere Steuerexperten Aktualitäten aus dem Steuerbereich präsentieren.
reservieren Sie sich die Daten bereits heute – wir freuen uns, Sie in der alten mühle langenthal resp. im Kursaal
in Bern begrüssen zu dürfen. Die Einladung mit den Details wird anfangs August verschickt.

Persone lle Veränderungen i n bern :
Am 1. januar 2012 hat lino Schaad ein 6 monate dauerndes Praktikum als Sachbearbeiter Treuhand und revision
aufgenommen. wir wünschen ihm viel Erfolg und viele neue Erkenntnisse bei der praktischen Tätigkeit.
Am 1. märz 2012 ist Frau Hanny Franzen als Sachbearbeiterin Treuhand und revisionsassistentin in Bern eingetre-
ten. Sie übernimmt die Aufgaben und Funktionen von Karin Grogg. wir wünschen Hanny Franzen viel Erfolg und
Befriedigung bei der Bewältigung der neuen Aufgaben.
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